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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
mit Antwort der Landesregierung
- Drucksache 17/5370 -

Nachfrage: Hangepartie am OLG Oldenburg? Wie will Justizministerin Niewisch-Lennartz
Verzdgerungen bei der Besetzung von Behérdenleiterstellen in der niedersachsischen Jus-
tiz verhindern?

Anfrage des Abgeordneten Volker Meyer (CDU) an die Landesregierung,
eingegangen am 07.03.2016, an die Staatskanzlei Ubersandt am 15.03.2016

Antwort der Niederséchsischen Justizministerin namens der Landesregierung vom 14.04.2016,
gezeichnet

Antje Niewisch-Lennartz

Vorbemerkung des Abgeordneten

Am 05.01.2016 reichte der Abgeordnete Volker Meyer (CDU) die Kleine Anfrage zur schriftlichen
Beantwortung ,Hangepartie am OLG Oldenburg? Wie will Justizministerin Niewisch-Lennartz Ver-
zbgerungen bei der Besetzung von Behordenleiterstellen in der niedersachsischen Justiz verhin-
dern?* ein. Sie wurde am 08.01.2016 an die Staatskanzlei tibersandt. Die Antwort des Justizminis-
teriums namens der Landesregierung erfolgte am 03.02.2016.

Unter Bezugnahme auf die Urteile des Niedersachsischen Staatsgerichtshofs vom 29.01.2016,
Az. StGH 1, 2 und 3/15, Rn. 46, und vom 22.08.2012, Az. StGH 1/12, Rn. 54-56, weise ich darauf
hin, dass ich ein hohes Interesse an einer vollstindigen Beantwortung meiner Fragen habe, die das
Wissen und den Kenntnis-/Informationsstand der Ministerien, der ihnen nachgeordneten Landes-
behdérden und, soweit die Einzelfrage dazu Anlass gibt, der Behérden der mittelbaren Staatsverwal-
tung aus Akten und nicht aktenférmigen Quellen vollstandig wiedergibt.

Die Antwort der Landesregierung gibt dem Fragesteller Anlass zu Nachfragen.

1. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 2 der o.g. Anfrage: Wie oft,
wann im Einzelnen, in welcher Form und mit welchem konkreten Inhalt stand der im
Justizministerium fiir das Stellenbesetzungsverfahren zustandige Bearbeiter in Kontakt
mit der Prasidialverwaltung des Bundesgerichtshofs?

Zwischen dem Justizministerium und der Prasidentin des Bundesgerichtshofs (BGH) sind in der
Zeit nach Erlass des Beschlusses des Niedersachsischen Oberverwaltungsgerichts vom 5. Juni
2015 (5 ME 93/15) insgesamt sechs Schreiben gewechselt worden. Diese datieren vom 12. Juni,
5. August, 13. August, 2. Oktober, 15. Oktober und 20. Oktober 2015. Daruiber hinaus hat der im
Justizministerium zustandige Bearbeiter mehrere Telefonate mit dem Prasidialrichter des BGH ge-
fuhrt, die in der Regel in etwa vierwdchigen Abstanden stattfanden. Die genauen Daten sind im
Vorgang nicht dokumentiert und aus der Erinnerung des Bearbeiters heraus nicht zuverlassig re-
konstruierbar. Der Schriftwechsel und die Telefonate betrafen jeweils den Sachstand und den wei-
teren Gang des Verfahrens in Bezug auf die Beurteilung des Mitbewerbers.
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2. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Fragen 2 und 3 der 0. g. Anfrage: Wie
oft haben Justizministerin Niewisch-Lennartz oder Justizstaatsekretarin Otte die Prasi-
dentin des Bundesgerichtshofs angeschrieben, angemailt oder angerufen, um auf eine
beschleunigte Ubermittlung des fehlenden Beurteilungsbeitrags zu dringen?

Die Justizministerin hat das personliche Gesprach mit der Prasidentin des BGH in Karlsruhe ge-
sucht.

3. Wenn es keine Schreiben, E-Mails oder Anrufe der Justizministerin oder der Justiz-
staatsekretarin an die bzw. bei der Préasidentin des Bundesgerichtshofs wegen des feh-
lenden Beurteilungsbeitrags gegeben hat: Warum nicht?

Entféllt.

4. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Fragen 2 und 3 der o. g. Anfrage: Hat
Justizministerin Niewisch-Lennartz die Prasidentin des BGH am Rande des sogenann-
ten Strafkammertags im Landgericht Hannover am 16.02.2016, an dem beide ausweis-
lich des Tagungsprogramms teilgenommen haben, auf den ausstehenden Beurtei-
lungsbeitrag angesprochen und auf eine beschleunigte Ubermittlung gedrungen, wenn
ja, mit welchem Ergebnis, und, wenn nein, warum nicht?

Nein. Es handelte sich um eine Veranstaltung in der Offentlichkeit, in deren Rahmen sich ein sol-
ches Gesprach nicht anbot.

5. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Fragen 2 und 3 der o. g. Anfrage: Wie
oft und gegebenenfalls wann und in welcher Form haben sich Justizministerin
Niewisch-Lennartz oder Justizstaatsekretarin Otte an das Bundesjustizministerium
(BMJ) gewandt, um dort auf eine beschleunigte Ubersendung des noch fehlenden Beur-
teilungsbeitrags durch die Présidentin des Bundesgerichtshofs zu dréngen?

Die Justizstaatssekretarin hat mit der Staatssekretarin im BMJV telefoniert.

6. Wenn es keine Kontakte in dieser Sache seitens der Justizministerin oder der Justiz-
staatssekretarin zum BMJ gegeben hat: Warum nicht?

Entfallt.

7. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 3 der o. g. Anfrage: Hat das MJ
dem Mitbewerber aufgegeben bzw. ihn darum gebeten, selber ein Dienstleistungszeug-
nis bei seiner friheren Dienststelle bzw. seinem friheren Dienstherrn zu beantragen?

8. Wenn ja, mit welchem Ergebnis, und, wenn nein, warum nicht?
Die Fragen 7 und 8 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Die erbetenen Auskiinfte aus dem laufenden Stellenbesetzungsverfahren kdnnen aus Griinden des
Personlichkeitsschutzes und zur Wahrung des Bewerbungsverfahrensanspruchs nicht erteilt wer-
den.
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9. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 3 der o. g. Anfrage: Will die
Justizministerin in der Personalangelegenheit OLG Oldenburg keine Aktivitaten entfal-
ten und abwarten, bis der Mitbewerber in Pension geht, oder wird sie diese Anfrage
zum Anlass nehmen, ihre bestehenden Handlungsmdéglichkeiten zu prifen?

Das Justizministerium hat alles Gebotene getan, um das Stellenbesetzungsverfahren zu beschleu-
nigen; weitere erfolgversprechende Mdéglichkeiten, auf eine Beschleunigung des Verfahrens hinzu-
wirken, bestehen nicht. Die bislang eingetretenen Verzdgerungen beruhen ausschliellich auf Um-
sténden, die auRerhalb des Einflussbereichs des Justizministeriums liegen.

10. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 4. der o. g. Anfrage: Was soll
die Aussage bedeuten, dass ,grundsétzlich” jede in einem Beurteilungszeitraum wahr-
genommene Aufgabe in die Beurteilung der oder des zu Beurteilenden einflie3t? Wel-
che Aufgaben flieRen nicht ein, und nach welcher MaRgabe wird das entschieden?

11. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 4. der o. g. Anfrage: Wie oft
werden Vizeprasidenten eines OLG in Niedersachsen regelbeurteilt?

12. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 4. der o. g. Anfrage: Wird die
Vertretungstatigkeit des Vizeprasidenten des OLG Oldenburg nur dann in der Perso-
nalakte einen (positiven) Niederschlag finden, wenn sich der Vizeprasident auf eine an-
dere Stelle aktiv bewirbt?

Die Fragen 10 bis 12 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Zur Beantwortung wird auf die Allgemeine Verfligung ,Dienstliche Beurteilung von Richterinnen und
Richtern, Staatsanwéltinnen und Staatsanwalten“ vom 04.02.2015 (2000 - 101.296), Nds. Rpfl.
2015, S.77, VORIS 31100 verwiesen.

13. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 4. der 0. g. Anfrage: Wie viele
Tage vertritt der Vizeprasident des OLG Oldenburg bereits die vakante Prasidentenstel-
le, und hat es seit 1990 schon einmal einen Fall an einem niedersachsischen Oberge-
richt gegeben, in dem eine Vizepréasidentin/ein Vizeprasident eine vakante Prasidenten-
stelle so lange oder langer vertreten musste?

Der Vizeprasident des OLG Oldenburg vertritt den Prasidenten des OLG Oldenburg seit dem Ru-
hestand des ehemaligen Préasidenten, der am 01.02.2015 begonnen hat.

Beim Landesarbeitsgericht Niedersachsen wurde die vakante Prasidentenstelle flr einen Zeitraum
vom 01.03.1992 bis zum 31.10.1992 und flr einen Zeitraum vom 01.01.2014 bis zum 19.05.2014
durch den Vizepréasidenten vertreten.

Beim Landessozialgericht Niedersachsen wurde die vakante Prasidentenstelle fiir einen Zeitraum
vom 01.06.1998 bis zum 31.03.1999 und beim Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen vom
01.06.2009 bis zum 05.04.2010 vertreten.

Eine besonders lange Vakanz einer Prasidentenstelle gab es in den Jahren 2005 bis 2007 bei dem
Verwaltungsgericht Hannover. Die Stellenausschreibung wurde unter dem 02.09.2004 veranlasst.
Der Ruhestand des ehemaligen Prasidenten des Verwaltungsgerichts begann am 01.01.2005; sei-
ne Nachfolgerin wurde am 18.04.2007 ernannt. In dem diese Vakanz verursachenden Konkurren-
tenstreitverfahren war u. a. der Inhalt einer Unterredung streitig, die der damalige Justizstaatssek-
retar Anfang 2004 mit einem Mitbewerber Uber dessen Bewerbung um das Amt des Prasidenten
des Verwaltungsgerichts Hannover und die Bewerbung von dessen Ehefrau um die Position der
Direktorin des Arbeitsgerichts Hannover gefiihrt hatte.

14. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 7 der 0. g. Anfrage: Hat Justiz-
ministerin Niewisch-Lennartz die Abteilung 1 des MJ und insbesondere das Personalre-
ferat angewiesen, den Besetzungsvorgang nach Eingang des noch fehlenden Beurtei-



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/5598

lungsbeitrags mit ganz besonderer Sorgfalt durchzufihren, wenn ja, warum, und, wenn
nein, warum nicht?

Samtliche Besetzungsverfahren - und auch dieses - werden in der zustandigen Abteilung des Jus-
tizministeriums sorgfaltig gefiihrt. Eine entsprechende Anweisung ist deshalb nicht erforderlich.

15. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 9 der o. g. Anfrage: War die
heutige Justizstaatssekretarin in ihrer vorherigen Verwendung als Leiterin des Perso-
nalreferats im MJ mit der vom OVG Liineburg aufgehobenen Personalentscheidung zur
Neubesetzung der Présidentenstelle am OLG Oldenburg befasst, wenn ja, wie, und in-
wiefern trug sie Verantwortung dafiir, dass die Personalentscheidung, die spater vom
OVG Lineburg aufgehoben wurde, trotz des fehlenden Beurteilungsbeitrags des BGH
erfolgte?

16. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 9 der o. g. Anfrage: War fir die
an der Personalentscheidung zur Nachbesetzung der Préasidentenstelle am OLG Olden-
burg beteiligten Bediensteten des niedersachsischen Justizministeriums anhand der
vorliegenden Unterlagen erkennbar, dass in den Unterlagen des Mitbewerbers, der die
spatere Auswahlentscheidung vor dem OVG Liineburg mit Erfolg angefochten hat, ein
Beurteilungsbeitrag fir seine Zeit als Justizstaatssekretér in einem anderen Bundes-
land oder eine andere Verwendung fehlte, wenn ja warum, und, wenn nein, warum
nicht?

Fragen 15 und 16 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Die an dem Stellenbesetzungsverfahren beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Justizmi-
nisteriums, zu denen auch die heutige Justizstaatssekretarin in ihrer damaligen Funktion als Leite-
rin des Personalreferats gehorte, haben die Licke in der Beurteilung durch die Prasidentin des
BGH wahrgenommen, die durch das Justizministerium selbst allerdings nicht geschlossen werden
konnte. Sie haben im Ergebnis - wie auch das Verwaltungsgericht Hannover - die damals vorlie-
gende Beurteilung des Mitbewerbers durch die Prasidentin des BGH nicht als Verfahrenshindernis
gewertet. Sie sind vielmehr davon ausgegangen, dass ein eventueller weiterer Beitrag zu dieser
Beurteilung auch im fiir den Mitbewerber besten Fall nichts an der Auswahlentscheidung geéandert
hatte.

17. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 9 der o.g. Anfrage: Welche
Auswirkungen hat die Entscheidung des OVG Luneburg auf die praktische Arbeit der
Bediensteten des Personalreferats des MJ im laufenden Stellenbesetzungsverfahren
und bei kiinftigen Stellenbesetzungsverfahren?

Die Rechtsauffassung des Niedersachsischen Oberverwaltungsgerichts wiirde in vergleichbaren
Fallen bertcksichtigt werden.

18. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 12 der o.g. Anfrage: Hat es
zwischen Interessenten fur die Stelle der Leiterin/des Leiters der Staatsanwaltschaft
Hannover einerseits und der Justizministerin, der Justizstaatssekretérin, des Abtei-
lungsleiters Strafrecht im MJ, der Leiterin der Abteilung 1 des MJ oder anderen Be-
diensteten des MJ andererseits Gesprache Uber das Aufgabenprofil der Stelle, das
Ausschreibungsverfahren oder andere Interessenten bzw. infrage kommende Bediens-
tete gegeben, wenn ja, wann, und mit welchem Inhalt?

19. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 16 der 0. g. Anfrage: Hat es Ge-
sprache zwischen Interessenten fiir die mégliche Nachbesetzung der Abteilung 1im MJ
einerseits und der Justizministerin, der Justizstaatssekretarin, dem dem VG Gottingen
Ubergeordneten Mittelbehérdenleiter oder sonstigen Bediensteten des MJ andererseits
Uber das Aufgabenprofil der Stelle, das moégliche Auswahlverfahren und mégliche wei-
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tere Interessenten bzw. fiir die Stelle infrage kommende Bedienstete gegeben, wenn ja,
wann, und mit welchem Inhalt?

20. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 17 der 0. g. Anfrage: Hat es Ge-
sprache gegeben zwischen Interessenten fir die in 2016 neu zu besetzende Prasiden-
tenstelle am AG Hannover einerseits und der Justizministerin, der Justizstaatssekreta-
rin, der Leiterin der Abteilung 1 des MJ, anderen Bediensteten des MJ oder dem dem
AG Hannover lbergeordneten Mittelbehdrdenleiter andererseits iber das Aufgabenpro-
fil der Stelle, das Ausschreibungsverfahren und andere Interessenten bzw. fur die Préa-
sidentenstelle in Betracht kommende Bedienstete, wenn ja, wann und mit welchem In-
halt, und war bzw. ist unter diesen Interessenten auch ein Bediensteter der Mittelbe-
horde, der dort mehrere Jahre lang als Prasidialrat | bzw. Il tdtig gewesen ist, waren ge-
gen diesen Bediensteten in einer vorherigen Verwendung Befangenheitsantrage erfolg-
reich und, wenn ja, aus welchen Griinden?

21. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 18 der 0. g. Anfrage: Hat es Ge-
sprache gegeben zwischen Interessenten fiir die absehbare Neubesetzung der Behor-
denleiterstellen bei der Staatsanwaltschaft Braunschweig, dem VG Goéttingen und dem
LG Braunschweig einerseits und der Justizministerin, der Justizstaatssekretérin, der
Leiterin der Abteilung | des MJ, anderen Bediensteten des MJ oder dem jeweils Uber-
geordneten Mittelbehérdenleiter andererseits Gber das Aufgabenprofil der jeweiligen
Stelle, das Auswahlverfahren und mdgliche andere Interessenten bzw. andere in Be-
tracht kommende Bedienstete, wenn ja, wann und mit welchem Inhalt?

Die Fragen 18 bis 21 werden wegen des inhaltlichen Sachzusammenhangs im Hinblick auf das ver-
fassungsrechtlich geschiitzte Prinzip der Bestenauslese gemeinsam beantwortet.

Es ist Aufgabe der Justizministerin und der Justizstaatssekretérin, darauf hinzuwirken und darauf
zu achten, dass das gemaR Artikel 33 Abs. 2 GG geschiitzte éffentliche Interesse an der bestmdg-
lichen Besetzung der Stellen - und der Fiihrungspositionen - in der niedersachsischen Justiz ge-
wahrt wird. Um diese Aufgabe zu erfiillen, werden selbstverstandlich auch vertrauliche Gespréache
Uber das Anforderungsprofil der jeweiligen Fihrungsposition mit eventuellen Interessentinnen oder
Interessenten gefiihrt. Gesprache mit einer Interessentin oder einem Interessenten Uber Details
des konkreten Auswahlverfahrens oder tber andere eventuell firr die erstrebte Leitungsposition in
Betracht kommende Interessentinnen oder Interessenten fiihren weder die Justizministerin noch
die Justizstaatssekretarin noch die Abteilungsleiterin | des MJ noch andere mit dem Stellenbeset-
zungsvorgang betraute Bedienstete in der niederséachsischen Justiz wahrend des laufenden Beset-
zungsverfahrens. Nachdem die Auswahlentscheidung getroffen wurde, haben die unterlegenen
Bewerberinnen und Bewerber allerdings einen Auskunftsanspruch zur Wahrung ihrer Rechte aus
Artikel 33 Abs. 2 GG.

Angaben zu den Beteiligten und den Inhalten der Gespréache wirden Rickschliisse auf das Feld
der Bewerberinnen und Bewerber der Stellenbesetzungsverfahren und deren Eignung zulassen.
Sie sind aus Grunden des Persdnlichkeitsschutzes gemalR Artikel 24 Abs. 3 Satz 1 der Niederséch-
sischen Verfassung und mit Riicksicht auf das verfassungsrechtlich geschitzte Verfahren der Bes-
tenauslese (Artikel 33 Abs. 2 GG) in einer 6ffentlichen Drucksache nicht zulassig.

22. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 6 der Kleinen Anfrage , War das
Bewerbungsverfahren zur Besetzung der Stelle der Abteilungsleiterin fir den Justiz-
vollzug im Justizministerium rechtméaiig?“, Drucksache 17/4075: Kann die Justizminis-
terin ausschlieBen, dass Gesprache zwischen einer Interessentin/einem Interessenten
flr eine noch nicht ausgeschriebene Stelle und der Justizministerin oder Justizstaats-
sekretarin oder Abteilungsleiterin | des MJ oder einem Mittelbehérdenleiter Giber das
Aufgabenprofil der Stelle, das Bewerbungsverfahren oder andere in Betracht kommen-
de Interessenten bzw. andere mdglicherweise geeignete Bedienstete die Erfolgsaus-
sichten von Konkurrentenklagen erhdhen, z. B. mit Blick auf den Grundsatz der Chan-
cengleichheit, und dass sich dadurch Stellenbesetzungsverfahren verzégern?

23. Wenn ja, warum, und, wenn nein, warum nicht?
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24. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 6 der Kleinen Anfrage ,, War
das Bewerbungsverfahren zur Besetzung der Stelle der Abteilungsleiterin fir den Jus-
tizvollzug im Justizministerium rechtmaRig?“, Drucksache 17/4075: Werden die Justiz-
ministerien und die Justizstaatssekretarin zukiinftig davon absehen, mit Interessenten
fir noch nicht ausgeschriebene Stellen in Leitungspositionen Gesprache lber das
Aufgabenprofil der Stelle, das Auswahlverfahren oder andere mégliche Interessenten
bzw. andere in Betracht kommende Bedienstete zu fihren?

25. Wenn ja, warum, und, wenn nein, warum nicht?

26. Mit Blick auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 6 der Kleinen Anfrage ,, War
das Bewerbungsverfahren zur Besetzung der Stelle der Abteilungsleiterin fir den Jus-
tizvollzug im Justizministerium rechtmaRig?“, Drucksache 17/4075: Gehért es zum
Rechtsverstandnis der Justizministerin oder der Justizstaatsekretarin, vor der Aus-
schreibung einer Stelle im Justizdienst des Landes mit der spater fir diese Stelle aus-
gewdhlten Person Gesprache zu fiihren Uber das Anforderungsprofil der Stelle oder
das Auswahlverfahren oder die Bewerbung oder andere in Betracht kommende Mitbe-
werber/Mitbewerberinnen?

27. Wenn ja, warum, und, wenn nein, warum nicht?
Die Fragen 22 his 27 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Auf die Antworten zu den Fragen 18 bis 21 wird verwiesen. Danach obliegt es der Justizministerin
und der Justizstaatssekretéarin, darauf hinzuwirken und darauf zu achten, dass das gemaR Arti-
kel 33 Abs. 2 GG geschutzte offentliche Interesse an der bestméglichen Besetzung der Stellen
- und der Fuhrungspositionen - in der niederséchsischen Justiz gewahrt wird. Es gehort zum Auf-
gabenfeld der Justizstaatssekretarin, in geeigneten Fallen auch der Justizministerin, flr persodnliche
Gesprache mit eventuellen Interessentinnen und Interessenten iber das Anforderungsprofil der je-
weiligen Leitungsposition zur Verfligung zu stehen.

Dies gilt auch dann, wenn Fuhrungsdmter absehbar durch den Altersruhestand der aktuellen Inha-
berin oder des aktuellen Inhabers vakant werden, aber noch nicht ausgeschrieben sind. Die 6ffent-
liche Ausschreibung und das gemal Artikel 33 Abs.2 GG durchgefuhrte Auswahlverfahren,
schlieBlich auch die mégliche verwaltungsgerichtliche Kontrolle garantieren das grundrechtsgleiche
Recht aller Bewerberinnen und Bewerber auf leistungsgerechte Einbeziehung in die Bewerberaus-
wahl und auf rechtmafige Bewertung ihrer Bewerbung im Rahmen des Auswahlverfahrens.

(Ausgegeben am 22.04.2016)



	Drucksache 17/5598
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort der Landesregierung - Drucksache 17/5370
	Nachfrage: Hängepartie am OLG Oldenburg? Wie will Justizministerin Niewisch-Lennartz Verzögerungen bei der Besetzung von Behördenleiterstellen in der niedersächsischen Jus-tiz verhindern?
	Anfrage des Abgeordneten Volker Meyer (CDU)
	Antwort der Niedersächsischen Justizministerin

